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AG Recht und Verbraucherschutz
AG Familie, Senioren, Frauen und Jugend

Wegweisendes BGH-Urteil zum Wechselmodell

Johannes Fechner, rechtspolitischer Sprecher;
Sönke Rix, familienpolitischer Sprecher:

Der  Bundesgerichtshof  (BGH)  hat  erstmals  geurteilt,  dass  das
sogenannte  Wechselmodell  nach  heutiger  Gesetzeslage  von
Familiengerichten angeordnet werden kann, wenn es dem Kindeswohl
entspricht.

„Jede Familie ist anders, jede Trennung ist individuell. Es kann deshalb auch
kein alleingültiges Umgangsmodell geben. Deshalb muss es möglich sein, dass
ein Kind je zur Hälfte beim Vater und zur Hälfte bei der Mutter ist, wenn dies dem
Kindeswohls entspricht. Einige Oberlandesgerichte untersagten aber dieses
sogenannte Wechselmodell, weil es angeblich hierfür keine Rechtsgrundlage im
Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) gibt.

Wir freuen uns, dass der Bundesgerichtshof nun in einem heute veröffentlichten
Beschluss klargestellt hat, dass schon nach heutiger Rechtslage eine
gerichtliche Umgangsregelung durchaus das paritätische Wechselmodell
vorsehen kann. Eine gesetzliche Festlegung auf das Residenzmodell (das Kind
lebt überwiegend bei einem Elternteil) kann der BGH nicht erkennen.

Die SPD-Bundestagsfraktion sieht sich durch den BGH-Beschluss bestätigt, an
einer gesetzlichen Klarstellung zu arbeiten. Wir wollen im BGB ausdrücklich für
Familiengerichte die Möglichkeit verankern, das Wechselmodell anordnen zu
können, wenn dies dem Kindeswohl entspricht.

Der BGH hat klargestellt: Die hälftige Umgangsregelung ist vom Gesetz
keineswegs ausgeschlossen – auch dann nicht, wenn ein Elternteil das
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Wechselmodell ablehnt. Ausschlaggebend für die Umgangsregelung sei im
konkreten Einzelfall immer das Kindeswohl. Um das hinreichend beurteilen zu
können, hält der BGH grundsätzlich die persönliche Anhörung des Kindes
erforderlich.

Der Beschluss stärkt all jenen getrennten Elternteilen den Rücken, die ihr Kind zu
gleichen Teilen betreuen wollen, wenn es nachweislich für das Kind am besten
ist. Zugleich greifen die Richter die veränderten Rollenverteilungen auf: Immer
mehr Väter und Mütter steuern auf eine gerechte Verteilung von Erwerbs- und
Familienarbeit hin. Das muss sich naturgemäß auch nach der Trennung von
Eltern niederschlagen. Insofern ist die heute veröffentlichte Entscheidung auch
als logische Konsequenz unserer Familien- und Gleichstellungspolitik zu
verstehen.“
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